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Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

1 Einleitung

1.1 Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (B-Plans) umfasst das Flurstück 78/2 sowie Tei­
le der Flurstücke 419/77 und 15/9 der Flur 15 der Gemarkung Stadt Garding. Die genaue 
Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs ist der Planzeichnung zu entnehmen.

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,2 ha und liegt am südwestlichen Rand der Orts­
lage Garding. Die Flurstücke 78/2 und 419/77 werden zur Zeit landwirtschaftlich ge­
nutzt, das Flurstück 15/9 umfasst die Trasse der Bundesstraße B 202.

1.2 Anlass und Ziel der Planung

Der B-Plan Nr. 28 der Stadt Garding wurde im Jahr 2013 aufgestellt. Planungsziel war, 
die Ansiedlung von Einzelhandelsnutzungen für die Nahversorgung der Stadt und des Um­
lands zu ermöglichen. Inhalt des Plans waren im wesentlichen ein Sondergebiet Einzel­
handel - Nahversorgung sowie Verkehrsflächen, die zur Erschließung des Gebiets und 
weiter südlich gelegener Entwicklungsflächen dienen sollten. Das Plangebiet war bis da­
hin unbebaut.

Mittlerweile hat sich die Möglichkeit ergeben, die geplante Nahversorgungsnutzung auf 
einem städtebaulich besser geeigneten Grundstück an der Weiter Straße zu realisieren 
(im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen B-Plans Nr. 35). Das dortige Grund­
stück ist besser geeignet für eine nahversorgungsrelevante Einzelhandelsnutzung, weil es 
städtebaulich besser integriert ist und an vorhandene Einzelhandelsnutzung anknüpft, 
stand jedoch bei Aufstellung des B-Plans Nr. 28 nicht zur Verfügung (und die Verfügbar­
keit war damals auch nicht abzusehen).

Da die Verwirklichung von Einzelhandelsnutzungen an beiden Standorten die Versor­
gungsfunktion Gardings übersteigen würde und daher nicht geplant ist, wird der B-Plan 
Nr. 28 deshalb geändert, um alternative städtebauliche Zielsetzungen der Stadt umzu- 
setzen.

Die Flächen zwischen Tatinger Straße, Weiter Straße, Bahnlinie Tönning - St.Peter-Ording 
und Siekbüller Sielzug (Gesamtgröße ca. 11 ha) sind im Flächennutzungsplan (FNP) der 
Stadt Garding in mehreren Stufen als Bauflächen ausgewiesen worden, zum weit über­
wiegenden Teil als Mischbauflächen. Bebaut (mit gemischter Nutzung) sind sie bisher le­
diglich in größeren Teilen entlang der Straßen, die rückwärtigen Flächen sind als Sied­
lungsentwicklungsraum vorgesehen. Gründe hierfür sind die guten Anbindungsmöglich­
keiten an die Bundesstraße 202 (Tatinger Straße) und die Nähe sowohl zum Stadtkern als 
auch zum Nahversorgungszentrum an der Weiter Straße. Mit der Verlegung des Bahnhalts 
an die Weiter Straße vor einiger Zeit ist auch die überörtliche ÖV-Anbindung in fußläufi­
ge Entfernung zu diesen Entwicklungsflächen gerückt. Insgesamt weisen die Flächen also 
eine städtebauliche Lagegunst sowohl für Wohn- als auch für gewerbliche Nutzung auf, 
weswegen sie im FNP insgesamt (bis auf einen Wohnbauflächenkern) als gemischte Bau­
flächen dargestellt wurden.



Diese Planung soll bedarfsgerecht in einzelnen B-Plänen weiter konkretisiert werden. In 
einem ersten Schritt werden mit der 1. Änderung des B-Plans 28 nun Gewerbegebiete 
festgesetzt. Dies hat zwei Gründe. Erstens sieht die Stadt es im Rahmen der planeri­
schen Konfliktvermeidung als geboten an, potentiell störende Gewerbe- und störungs­
empfindliche Wohnnutzung im Bereich der Siedlungsentwicklungsflächen zu trennen, da 
hier insgesamt genügend Raum für eine solche Differenzierung vorhanden ist. Die Gewer 
Benutzung ist dabei günstiger am Ortsrand anzusiedeln (weniger konfliktträchtige Nach­
barnutzungen, evtl. Abschirmungswirkung gegenüber der B 202), also im jetzigen Plange 
biet des B-Plans 28. Zweitens ist der örtliche Bedarf an Gewerbeflächen kurzfristig ge­
nauso gegeben wie für Wohnnutzung (für die gerade mit den B-Plänen 34a und b sowie 
22 neue Flächen geschaffen wurden und werden). Die letzte Gewerbegebietsausweisung 
(B-Plan 30) ist bereits weitgehend genutzt, weitere erschließbare Gewerbeflächen sind 
derzeit nicht vorhanden. Es gibt zwar einzelne leer stehende Gewerbeobjekte im Innen­
bereich, jedoch ausschließlich in faktischen Mischgebietslagen, so dass Angebote für po­
tentiell stärker emittierende Betriebe oder solche mit höherem Flächenbedarf fehlen. 
Eine solche Angebotsplanung soll mit der B-Plan-Änderung erreicht werden.

Die Änderung des B-Plan 28 wurde zwar schon beschlossen, konnte jedoch noch nicht 
umgesetzt werden, da die Satzung zwar verkündet wurde, diese Verkündung sowie 
Grundlagen der schalltechnischen Untersuchung jedoch als fehlerhaft einzustufen sind 
und zur Nichtigkeit des B-Plans führten. Es wurde ein zusätzliches Verfahren nach § 214 
Absatz 4 BauGB erforderlich, um Verfahrensschritte zu wiederholen und den B-Plan zur 
Rechtskraft zu bringen.

2 Übergeordnete Planungsvorgaben

2.1 Ziele der Raumordnung

Gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) besteht eine Anpassungspflicht der kommuna­
len Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung.

Die Ziele der Raumordnung für die Stadt Garding werden im Landesentwicklungsplan 
(LEP) aus dem Jahr 2010 und im Regionalplan V aus dem Jahr 2002 festgelegt. Im Folgen 
den werden nur die für die Planung relevanten Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
dargestellt.

Die Stadt Garding ist als ländlicher Zentralort im System zentraler Orte ausgewiesen 
(LEP Kapitel 2,2.4), und soll die Grundversorgung an Gütern und Dienstleistungen des 
kurzfristigen, täglichen Bedarfs für den Nahbereich mit ca. 6.000 Einwohnern sicherstel­
len.

Nach Kapitel 2.6 (1) des LEP können alle Gemeinden unter Beachtung ökologischer und 
landschaftlicher Gegebenheiten eine bedarfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweite­
rung ortsansässiger und die Ansiedlung ortsangemessener Betriebe betreiben, zentrale 
Orte auch für Betriebe über den örtlichen Bedarf hinaus. Eine praktisch gleichlautende 
Regelung befindet sich im Regionalplan (Kap. 6.3 (3)).

Die städtebauliche Entwicklung soll grundsätzlich in räumlicher und infrastruktureller 
Anbindung an bestehende Ortsteile entstehen (Kapitel 2.7 LEP). Die Innenentwicklung 
hat Vorrang vor der Außenentwicklung, Vor Einleitung der Planung wurde der Innenbe-
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reich Gardings auf Entwicklungspotentiale untersucht, die die Planungsziele gleichwertig 
erfüllen könnten. Solche Potentiale sind jedoch insbesondere aufgrund der kleinteiligen 
Siedlungsstruktur und der Nachbarschaft zu störungsempfindlicher Wohnbebauung nicht 
vorhanden.

Die Siedlungsentwicklung Gardings hat grundsätzlich im baulich zusammenhängenden 
Siedlungsgebiet zu erfolgen, das im Regionalplan ausgewiesen ist (s.a. Kap. 2.2 (4) LEP 
und 6.1 (3) Regionalplan). Das Plangebiet liegt nur mit dem nördlichen Teil innerhalb 
dieser Ausweisung. Im Rahmen der zugrunde liegenden Änderungen des Flächennutzungs­
plans wurden jedoch schon Bauflächen bis zur Bahnlinie ausgewiesen, da dies einer kom­
pakten, ortskernnahen Siedlungsentwicklung entspricht und gleichzeitig andere, weniger 
gut geeignete Bauflächen im FNP in Freiflächen umgewidmet wurden,

2.2 Flächennutzungsplan (FNP)

Im gültigen FNP der Stadt Garding ist das Plangebiet (Größe ca. 2,3 ha), gemeinsam mit 
den weiter östlich anschließenden Flächen (Gesamtgröße ca. 11 ha), als gemischte Bau­
fläche dargestellt. Der Bebauungsplan (B-Plan) soll zwar Gewerbegebiete enthalten, dies 
ist jedoch als Ausdifferenzierung des gesamten Bereichs zwischen Tatinger Straße,
Weiter Straße, Bahnlinie Tönning - St.Peter-Ording und Siekbüller Sielzug zu verstehen. 
Auf den angrenzenden Flächen sind teilweise Mischgebiete, teilweise Wohngebiete ange­
dacht. Im Sinne der planerischen Konfliktvermeidung ist diese Differenzierung und Glie­
derung sinnvoller als insgesamt nur Mischgebiete festzusetzen. Dennoch wird dieser 
Siedlungsbereich von der Stadt aufgrund der Lage weiterhin als ein zusammengehöriges 
Quartier betrachtet, das aus gesamtstädtischer Perspektive (also auf FNP-Ebene) ge­
mischt genutzt wird.

Daher wird die B-Plan-Änderung nach Ansicht der Stadt aus dem FNP entwickelt.

3 Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen der Planung

Der B-Plan 28 (bisheriges Plangebiet ca. 1,2 ha) setzte bisher ein Sondergebiet Einzel­
handel - Nahversorgung fest. Das Einzelhandelsvorhaben, so wie es im Zuge der Aufstel­
lung des B-Plans geplant war, ließ sich in dieser Form nicht verwirklichen. Ein Erschlie­
ßungsträger, der Interesse an der Umsetzung der Planung hatte, hatte zwischenzeitlich 
wieder Abstand davon genommen, weil die Höhe der Erschließungskosten, insbesondere 
die Herstellung einer Linksabbiegerspur auf der B 202 einschließlich Fahrbahnverbreite­
rung und Herstellung von Fußgänger- und Radfahrernberwegen, die Wirtschaftlichkeit 
der Vorhabenerstellung in Frage gestellt hatte. Außerdem hatte sich die Verfügbarkeit 
eines Grundstücks ergeben, das für eine Einzelhandelsnutzung im Nahversorgungsbereich 
noch besser geeignet ist als das Plangebiet. Die Stadt hatte sich auch schon im Vorfeld 
der Aufstellung des B-Plans Nr. 28 (bzw. der vorbereitenden 3. FNP-Änderung) um das be­
sagte Grundstück bemüht, das in städtebaulich integrierter Lage an der Weiter Straße 
direkt neben einem bestehenden großflächigen Einzelhandelsstandort liegt. Jedoch hat­
te der Eigentümer auf mehrmalige Anfrage kein Interesse gezeigt, eine entsprechende 
Planung auf der Fläche umzusetzen oder das Grundstück zu angemessenen Konditionen 
zu veräußern. Eine Bauleitplanung an dortiger Stelle wäre auf absehbare Zeit nicht um­
setzbar gewesen und hätte nicht zur Erfüllung der Versorgungsfunktion der Stadt führen 
können. Im weiteren Verlauf konnte jedoch ein Vorhabenträger, der willens und in der
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Lage war, das geplante Einzelhandelsprojekt umzusetzen, das Grundstück erwerben. 
Deshalb hat die Stadt dort den vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 35 aufgestellt. Damit ist 
der B-Plan Nr. 28 in ursprünglicher Form nicht mehr erforderlich, denn ein zusätzlicher 
Nahversorgungsstandort dieser Größenordnung ist angesichts des Kaufkraftvolumens in 
Garding und dem umgebenden Verflechtungsbereich realistischerweise nicht mehr zu 
verwirklichen bzw. würde ggf. Kaufkraft aus Versorgungsbereichen anderer zentraler 
Orte abziehen, was raumordnerisch nicht vertretbar wäre.

Gleichzeitig ist das Plangebiet des B-Plans 28 von Anfang an ein Baustein für eine Sied­
lungsentwicklung in größerem Rahmen im Bereich zwischen Tatinger Straße, Weiter Stra­
ße, Bahnlinie Tönning - St.Peter-Ording und Siekbüller Sielzug gewesen. Da die Verlage­
rung der Einzelhandelsnutzung mit einer gestiegenen örtlichen Nachfrage nach gewerbli­
chen Bauflächen zusammenfiel, und solche Bauflächen derzeit in Garding nicht mehr in 
entsprechendem Maß vorhanden sind, wurde die Planung dahingehend erweitert und 
konkretisiert, dass für ein vergrößertes Plangebiet nun allgemeine gewerbliche Nutzun­
gen zugelassen werden.

Nach Osten hin soll zudem ein weiteres Baugebiet als Mischgebiet ausgewiesen werden 
(B-Plan 38). Hierfür wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt, welche die 
im B-Plan 28, 1. Änderung festgesetzten Lärmemisionskontingente Richtung Osten zur 
Berechnungsgrundlage hatte. In diesem Zusammenhang stellte sich die Frage nach der 
Rechtswirksamkeit des B-Plans 28, 1. Änderung. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der 
B-Plan 28, 1. Änderung aus folgenden Gründen insgesamt nichtig ist:

- keine ordnungsgemäße Verkündung, da auf die den schalltechnischen Untersu­
chungen zu Grund liegenden DIN Vorschriften im Rahmen der öffentlichen Ausle­
gung nicht ausreichend hingewiesen wurde.

- Fehlerhafte Rechtsgrundlage der Immissionskontingentierung und baugebietsinter­
nen Gliederung

- unbestimmte Berechnungsmethode zur Festsetzung der Lärmkontingentierung

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

In der Folge bestand für das Plangebiet kein Baurecht. Es war weiterhin als Außenbe­
reich nach § 35, Absatz 1 BauGB einzustufen. Um die B-Plan-Änderung zur Rechtskraft zu 
bringen, wurde ein ergänzendes Verfahren gemäß § 214 Absatz 4 BauGB erforderlich, in 
dem sowohl die Abwägung zur Lärmproblematik als auch die Verkündung wiederholt wer­
den müssen.

3.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend dem Planungsziel werden Gewerbegebiete festgesetzt. Die Gebiete sollen 
insgesamt dem örtlichen Bedarf an Gewerbeflächen dienen, so dass möglichst wenig Ein­
schränkungen gegenüber dem in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Zu­
lässigkeitskatalog vorgenommen werden sollen.

Zum Schutz der Innenstadt und der vorhandenen Versorgungsbereiche wird festgesetzt, 
dass Einzelhandelsnutzung mit Nahversorgungsfunktion nicht zulässig ist. Nahversor­
gungssortimente umfassen Güter des täglichen Bedarfs, also Lebensmittel, Getränke, 
Drogeriewaren, Zeitungen/Zeitschriften und Blumen.
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Außerdem werden Betriebe der Abfall- und Kreislaufwirtschaft sowie Vergnügungsstätten 
nicht zugelassen, da erstens diese Nutzungstypen an der städtebaulich repräsentativen 
Lage am Ortseingang nicht passen und die Attraktivität für Gewerbebetriebe mit hohen 
Ansprüchen an die Lagegunst einschränken könnte, und zweitens um die in der Umge­
bung vorkommende Wohnbebauung vor Emissionen durch Gerüche, Staub und angelockte 
Schädlinge (Abfall- und Kreislaufwirtschaft) und Kundenverkehr außerhalb der üblichen 
Arbeitszeiten (Vergnügungsstätten) zu schützen.

Betriebswohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter sind gemäß § 8 (3) ausnahmsweise zulässig, sofern sie dem Betrieb zu- 
geordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. Betriebs­
wohnungen können dabei nicht zwingend als im oder am Betriebsgebäude integriert fest­
gesetzt werden (OVG NW, Urteil vom 30.01.2009 - 7 D 11/08.NE), weshalb auch separate 
Wohngebäude regelmäßig zulässig sind. Die Verbindung eines Gewerbebetriebs mit 
Wohnraum für den Eigentümer auf demselben Grundstück ist ein regional verbreitetes 
Siedlungsmodell. Da sich die Gewerbeflächen insbesondere an kleine, örtlich verwurzel­
te Unternehmen richten sollen, sollen mit der ausnahmsweisen Zulässigkeit Betriebswoh­
nungen ermöglicht werden.

3.2 Maß der baulichen Nutzung

Um einerseits Boden- und Wasserhaushalt zu schützen und andererseits dem Charakter 
der Angebotsplanung als flexible Ansiedlungsmöglichkeit für noch nicht konkret bekannte 
Nutzer gerecht zu werden, wird die maximal zulässige GRZ allgemein auf 0,6 festge­
setzt.

Die Höhe baulicher Anlagen wird im nördlichen Bereich am Ortseingang auf 9,00 m über 
angrenzendem Straßenniveau festgesetzt, im übrigen Gebiet, in dem keine direkte visu­
elle Beziehung zur Bundesstraße bestehen, auf 11,00 m. Dies stellt einen verträglichen 
Kompromiss zwischen Bedürfnissen gewerblicher Anlagen und dem Landschaftsschutz am 
Ortsrand dar (so ist dies z.B. 1,50 m niedriger als das Bestandsgebäude der ehemaligen 
Landesberufsschule nördlich des Plangebiets). Die Entwurfsplanung der Erschließungs­
straße erfolgte parallel zum Bau leitplanverfahren, so dass bei Satzungsbeschluss die Hö­
henlage der Straßenfläche feststeht, was Voraussetzung dafür ist, dass sie als Bezugshö­
he für die Festsetzungen gilt.

Es werden maximal zwei Vollgeschosse zugelassen, was für gewerbliche Bebauung ange­
messen ist.

3.3 Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise

Die durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen werden entspre­
chend des Charakters als Angebotsplanung großzügig gefasst, um unnötige Einschränkun­
gen zu vermeiden. Bauordnungsrechtliche Abstandsregelungen bleiben dabei unberührt. 
Restriktionen für die Bebauung (Anbauverbotszonen entlang der B 202 und des Sielzugs, 
s.u.) werden berücksichtigt.

Es wird offene Bauweise festgesetzt, da das Bauen mit Grenzabstand die übliche Bauwei­
se in Gewerbegebieten ist, die auch hier umgesetzt werden soll.

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding
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Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

3.4 Erschließung

Das Plangebiet wird durch eine neu anzulegende Stichstraße von der Tatinger Straße (B 
202) erschlossen. Die Einmündung in die B 202 einschließlich Berücksichtigung einer 
Linksabbiegespur aus Richtung Stadtmitte wurde bereits im Zuge umfangreicher Sanie­
rungsmaßnahmen an der B 202 hergestellt. Bei der Erschließung wird auch berücksich­
tigt, dass ggf. weitere Baugebiete östlich und langfristig möglicherweise auch westlich 
(vorbehaltlich einer raumordnerischen Prüfung zum gegebenen Zeitpunkt) über diese 
Straße angebunden werden könnten.

Die technische Ver- und Entsorgung des Gebiets erfolgt durch neu zu verlegende Leitun­
gen in der geplanten Straße, die an das bestehende Versorgungsnetz angeschlossen wer­
den, das in der Tatinger Straße bis in die Höhe des Plangebiets besteht. Für die Strom­
versorgung ist eine Trafo-Station in der Nähe der Einmündung der Erschließungsstraße in 
die B 202 notwendig. Um diese zu sichern, wird eine entsprechende Fläche für Versor­
gungsanlagen festgesetzt.

Die Löschwasserversorgung wird im Zuge der zu erstellenden Erschließung über einen Hy­
dranten (Lage und ausreichende Dimensionierung der Trinkwasserleitungen wird auf der 
Ebene der Erschließungsplanung festgelegt) und ergänzend über offene Wasserentnahme 
aus dem Siekbüller Sielzug sichergestellt.

3.5 Immissionsschutz

Um sicherzustellen, dass die neu geplante Gewerbenutzung nicht zu schädlichen Lärm­
emissionen für umgebende Wohnnutzung führt, wurde im Rahmen des Bauleitplanverfah­
rens ein erstes Schallschutzgutachten angefertigt. Da die Nichtigkeit des B-Plans u.a. 
eine Neuberechnung der Lärmimmissionskontingente erforderlich machte, wurde das 
Lärmgutachten in seinen Aussagen konkretisiert und überarbeitet (Lairm Consult GmbH, 
Bargteheide, 26.03.2021, Projektnr. 17208-01).

Darin wurde prognostiziert, ob die voraussichtlichen Schallemissionen der geplanten Ge­
werbenutzung die Orientierungswerte der DIN 18005 mit der TA Lärm und der Verkehrs­
lärmschutzverordnung als Beurteilungsgrundlage einhalten. Als relevante Immissionsorte 
wurden die umliegenden Wohngebäude sowie die Plangebietsflächen selbst (da ja aus­
nahmsweise Betriebswohnungen zugelassen werden) betrachtet. Als Vorbelastung wur­
den bestehende Gewerbenutzungen in der Umgebung sowie Verkehrslärm der umliegen­
den überörtlichen Straßen und der Bahnstrecke berücksichtigt.

Auszug aus dem Lärmschutzgutachten iaaO. Seite 21 ff): ..Die in Aussicht genommene 
Fläche befindet sich am westlichen Ortsrand. Im Norden verläuft die Bundesstraße B202 
(Tatinger Straße) und südlich die Bahnstrecke St. Peter-Ording - Tönning. Die nächstgele­
gene schutzbedürftige Nutzung befindet sich nördlich des Plangeltungsbereichs. Östlich 
des Plangeltungsbereichs liegt ein Gartenbetrieb. Im Rahmen der schalltechnischen Un­
tersuchung wurden die Auswirkungen des geplanten Vorhabens gegenüber dem Prognose- 
Nullfall aufgezeigt und beurteilt. Dabei wurden die Belastungen aus Verkehrs- und Ge­
werbelärm getrennt ermittelt. Als Untersuchungsfälle wurden der Prognose-Nullfall ohne 
Umsetzung der geplanten Maßnahmen und der Prognose-Planfall berücksichtigt. Beide 
Untersuchungsfälle beziehen sich auf den Prognose-Horizont 2035/40.
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Im Rahmen der Vorsorge bei der Bauleitplanung erfolgt üblicherweise eine Beurteilung 
anhand der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1, „Schallschutz im 
Städtebau“, wobei zwischen gewerblichen Lärm und Verkehrslärm unterschieden wird. 
Anderseits kann sich die Beurteilung des Verkehrslärms auf öffentlichen Verkehrswegen 
an den Kriterien der 16. BImSchV („Verkehrslärmschutzverordnung“) orientieren. Die DIN 
18005 Teil 1 verweist für die Beurteilung von gewerblichen Anlagen auf die TA Lärm, so 
dass die Immissionen aus Gewerbelärm auf Grundlage der TA Lärm beurteilt werden.“

Zum Schutz vor Gewerbelärm werden für das Plangebiet ausschließlich für den Nacht­
zeitraum von 22 bis 6 Uhr nach 5 Teilgebieten (Anlage A 1.1 des Schallgutachtens) aufge­
gliederte flächenbezogene Emissionskontingente bezüglich der Wohnbebauung im Nor­
den und Osten des Plangebiets festgesetzt (für den Tagzeitraum sind keine Einschränkun­
gen der Gewerbenutzung notwendig). Gemäß der aktuellen Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts Leipzig ist eine Emissionskontingentierung für Gewerbegebiete dann 
möglich, wenn eine uneingeschränkte Gewerbefläche innerhalb des Plangeltungsbereichs 
verbleibt. Dies trifft auf den Teilbereich GES im Südwesten des Plangebietes zu, welcher 
nicht eingeschränkt wird. Dazu wird auf das anliegende Schallschutzgutachten verwie­
sen, in dem es zur Einhaltung der Festsetzungen durch ansiedelnde Betriebe heißt (Lairm 
Consult, a.a.O., S. 25):

„Die Prüfung der Einhaltung erfolgt in Anlehnung an DIN 45691:2006-12 Abschnitt 5. Die 
Immissionsprognosen sind abweichend von der DIN 45697:2006-12 wie folgt durchzufüh­
ren:

1. Ableitung der maximal zulässigen Beurteilungsanteile für den jeweiligen Betrieb aus 
den festgesetzten maximal zulässigen Emissionskontingenten mit Hilfe einer Ausbrei­
tungsrechnung nach DIN ISO 9613-2 (Berechnung in A-Pegeln, ohne Berücksichtigung der 
Geländehöhen, der Meteorologiekorrektur, des Ruhezeitenzuschlags, Abschirmungen so­
wie Reflexionen im Plangeltungsbereich, Lärmquellenhöhe 1 m über Gelände);

2. Durchführung einer betriebsbezogenen Lärmimmissionsprognose auf Grundlage der TA 
Lärm mit dem Ziel, die unter 1.) ermittelten maximal zulässigen Beurteilungspegel für 
den betrachteten Betrieb zu unterschreiten.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungspla­
nes, wenn der Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissi­
onsorten um mindestens 15 dB(A) unterschreitet (Relevanzkriterium).“

Die ermittelten Schallleistungspegel beziehen sich auf eine Grundfläche von 1 m2 der 
festgesetzten Gewerbefläche (nicht nur innerhalb, sondern auch außerhalb der festge­
setzten Baugrenzen). Für den Nachweis, dass geplante Vorhaben die Immissionsschutzan­
forderungen im Einzelfall einhalten, ist der Bauherr im Rahmen des jeweiligen Genehmi­
gungsverfahrens verantwortlich.

Die Vorbelastung durch den bestehenden Gartenbaubetrieb östlich des Plangeltungsbe­
reiches wurde berücksichtigt, und Tätigkeiten sowie der Zeitraum der Tätigkeiten mit­
tels einer Betriebsbeschreibung detailliert aufgelistet und in die Berechnung aufgenom­
men. Eine nächtliche Tätigkeit ergibt sich nicht, die potenziell vom Gartenbaubetrieb 
ausgehende Schallemission ist daher auf die Tagesstunden begrenzt.

Auszug aus dem Lärmschutzgutachten (aaO. Seite 22 ff):
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„Zum Schutz der Nachbarschaft vor Gewerbelärm aus dem Plangebiet wurde für den 
Plangeltungsbereich geprüft, ob der Planungsansatz für uneingeschränkte Gewerbege­
biete gemäß DIN 18005 von Lw“ = 60/60 dB(A) (tags/nachts) zulässig ist. Mit den Ansät­
zen für einen nicht eingeschränkten Betrieb wird im Prognose-Planfall im Tageszeitraum 
an allen maßgeblichen Immissionsorten der jeweils geltende Immissionsrichtwert einge­
halten. Nachts wurden die maximal zulässigen Emissionskontingente für die einzelnen 
Flächen ermittelt, mit denen die Anforderungen der TA Lärm unter Berücksichtigung der 
Vorbelastungen erfüllt werden. Dabei wurde der Gartenbetrieb östlich des Plangeltungs­
bereichs bei der Ermittlung der Emissionskontingente als Vorbelastung detailliert berück­
sichtigt. Im Nachtzeitraum findet kein Betrieb statt. Weitere gewerbliche Nutzungen für 
den Tages- und Nachtzeitraum sind derzeit an den maßgebenden Immissionsorten nicht 
vorhanden. Zum Schutz der umliegenden schützenswerten Nutzungen außerhalb des Ge­
werbegebiets wird die Gewerbefläche GE 3 als uneingeschränktes Gewerbegebiet festge­
setzt. Für die übrigen Gewerbeflächen sind Emissionsbeschränkungen im Nachtzeitraum 
festzusetzen.

Gemäß der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts Leipzig ist eine 
Emissionskontingentierung für Gewerbegebiete im vorliegenden Fall möglich, da eine un­
eingeschränkte Gewerbefläche (GE 3) innerhalb des Plangeltungsbereichs verbleibt.

Unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Emissionskontingente ist insgesamt festzu­
stellen, dass die vorliegende Bauleitplanung mit dem Schutz der angrenzenden vorhan­
denen Wohnbebauung grundsätzlich verträglich ist.“

Die durch die Planung erzeugte zukünftige Zunahme des Verkehrslärms durch Fahrten in 
und aus dem Plangebiet bewegt sich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle, ist also nicht 
relevant. Umgekehrt werden durch Verkehrslärm, der auf das Plangebiet selbst einwirkt 
zwar die Grenzwerte eingehalten, so dass keine aktiven Schallschutzmaßnahmen erfor­
derlich sind, jedoch die Orientierungswerte im nördlichen Teil des Plangebiets über­
schritten. In diesem Bereich ist von der Bundesstraße ein bebauungsfreier Abstand einzu­
halten, so dass an dieser Stelle sowieso keine Wohnnutzung stattfindet. Für schutzbe­
dürftige Räume (Büro- und Wohnnutzung) im restlichen Bereich des Plangebietes werden 
folgende passive Schallschutzmaßnahmen an neu zu errichtenden Gebäuden notwendig 
(Lairm Consult, a.a.O., S. 25):

„Zum Schutz der (...) zulässigen Wohnnutzungen und der Büronutzungen sind Neu-, Um- 
und Ausbauten im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren der Schallschutz gegen Aussen- 
lärm (Gegenstand der bautechnischen Nachweise) nach der DIN 4109 Teil 1 und Teil 2 
(Ausgabe 01/2018) nachzuweisen.“ Die maßgeblichen Außenlärmpegel für die im Bauge­
nehmigungsverfahren notwendigen bautechnischen Nachweise (Schallschutz gegen Au­
ßenlärm) der Abbildung 1 im Anhang zu entnehmen.

Zur Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden sind zum Schutz von Bü­
ros und ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen vor Verkehrslärm die Anforderungen 
an das resultierende Schalldämm-Maß für das jeweilige Außenbauteil (einschließlich aller 
Einbauten) gemäß DIN 4109 (Januar 2018) zu ermitteln.

Im Rahmen der jeweiligen Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außen­
bauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen zum passiven Schallschutz nach den 
maßgeblichen Außenlärmpegeln gemäß DIN 4109 (Januar 2018) nachzuweisen.
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Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangebiet aufgrund der Überschreitung von 
45 dB(A) nachts für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen vorzusehen, 
falls der hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik 
entsprechende Weise sichergestellt werden kann.

„Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines 
Einzelnachweises ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere An­
forderungen an den Schallschutz resultieren.“ (Lairm Consult, a.a.O., S. 26)

Auszug aus dem Lärmschutzgutachten (aaO. Seite 23 ffi:

„Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen aus Verkehrs­
lärm berechnet. Dabei wurde der Straßen- und Schienenverkehrslärm auf der Bundes­
straße B202 (Tatinger Strase), der Landesstraßen L34 (Poppenbüller Strase) und L241 
(Weiter Straße) und der Bahnstrecke St. Peter Ording - Tönning (Bahnstrecke 1205) be­
rücksichtigt. Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgt auf Grundlage der Rechenre­
geln der RLS-19 für den Straßenverkehrslärm und der Anlage 2 der 16. BImSchV für den 
Schienenverkehrslärm. Unter Berücksichtigung des Straßen- und Gesamtverkehrslärm er­
geben sich Zunahmen aus dem B-Plan-induzierten Zusatzverkehr unterhalb der Wahr­
nehmbarkeitsschwelle von 1 dB(A) und deutlich unterhalb der Erheblichkeitsschwelle von 
3 dB(A). Daher ist der BPlan-induzierte Zusatzverkehr nicht weiter beurteilungsrelevant.

Der Orientierungswert für Gewerbegebiete von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts wird 
im nördlichen Teil des Plangeltungsbereichs überschritten. Der Immissionsgrenzwert von 
69 dB(A) tags wird im gesamten Plangeltungsbereich eingehalten. Der Immissionsgrenz­
wert von 59 dB(A) nachts wird innerhalb des Plangeltungsbereichs lediglich für einen 
sehr kleinen Bereich im Nordwesten überschritten. Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind 
nicht erforderlich, da die Immissionsgrenzwerte im Tageszeitraum eingehalten werden. 
Für den Nachtzeitraum ergeben sich lediglich für einen sehr kleinen Bereich im Nordwes­
ten des Plangeltungsbereichs Überschreitungen des Immissionsgrenzwerts. Innerhalb die­
ses Bereichs sollten im Zuge der weiteren Planungen keine schutzbedürftigen Nutzungen 
entstehen, sodass auf die Umsetzung aktiver Lärmschutzmaßnahmen verzichtet werden 
kann. Innerhalb des Plangeltungsbereichs wird der Schutz durch passiven Schallschutz si­
chergestellt. Die Anforderungen an den passiven Schallschutz zum Schutz von Büro und 
ausnahmsweise zulässigen Wohnnutzungen vor Verkehrslärm ergeben sich gemäß DIN 
4109 (Januar 2018) [8] [9]. Die Dimensionierung des passiven Schallschutzes erfolgt über 
die maßgeblichen Außenlärmpegel gemäß DIN 4109 (Januar 2018). Die maßgeblichen Au­
ßenlärm- pegel sind in der Abbildung 1 für schutzbedürftige Räume dargestellt (Anmer­
kung: siehe Anhang). Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass bei einem maßgeblichen Au­
ßenlärmpegel von > 70 dB(A) mit erheblichen passivem Schallschutz und damit zusätzli­
chen Baukosten zu rechnen ist.
Für Neu-, Um- und Ausbauten sind aufgrund der Überschreitung von 45 dB(A) nachts zum 
Schutz der Nachtruhe für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüftungen innerhalb 
des Plangeltungsbereichs vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel 
nicht auf andere, nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik geeigneten Weise 
sichergestellt werden kann. Bezüglich der Außenwohnbereiche ist festzustellen, dass der 
Immissionsgrenzwert für Gewerbegebiete von 69 dB(A) tags innerhalb des gesamten 
Plangeltungsbereichs eingehalten wird. Somit können Außenwohnbereiche frei angeord­
net werden.“
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Die Abgrenzungen der maßgeblichen Außenlärmpegel sind in Abbildung 1 (Anhang zur Be­
gründung) dargestellt. Die diesen Festsetzungen zugrunde liegende (und auch zur Ermitt­
lung und zum Nachweis der Einhaltung der Schallschutzanforderungen) maßgebliche Fas­
sung der DIN 4109 wird zusammen mit den Planunterlagen bereitgehalten. Für den Nach­
weis, dass geplante Gebäude die Schallschutzanforderungen im Einzelfall einhalten, ist 
der Bauherr im Rahmen des jeweiligen Genehmigungsverfahrens verantwortlich.

3.6 Entwässerung

Das Plangebiet ist als Hochwasserrisikogebiet ausgewiesen, da sich in Folge starker 
und/oder andauernder Niederschläge Wasser aus den angrenzenden Grabensystemen auf 
die Plangebietsflächen zurückstauen kann. Für die vorgesehene Nutzung und die zusätz­
liche Versiegelung im Rahmen der Planung ist also zusätzliches Rückhaltevolumen für 
diese Fälle zu schaffen. An der westlichen Grenze des Plangebiets verläuft der Siekbüller 
Sielzug, eine Verbandsanlage des Sielverbands Katingsiel, der auch Flächen nördlich der 
B 202 entwässert. In intensiven Abstimmungen mit dem Deich- und Hauptsielverband 
wurde vereinbart, durch Aufweitung des Sielzugs und Bildung einer Berme auf der ge­
samten Länge des Plangebiets Rückhaltekapazität zu schaffen, die insgesamt vor dem 
Durchlass des Sielzugs unter der Bahnlinie südlich des Plangebiets, die eine Systemeng­
stelle darstellt, wirksam wird. Dafür wird auf der Seite des Plangebiets das vorhandene 
Gelände in einem Streifen von meist 4 - 5 m Breite bis auf die festgelegte Bemessungs­
höhe abgetragen, die bei starkem Niederschlagswasseranfall überstaut wird und damit 
zusätzliches Retentionsvolumen bereitstellt, das ausreichend ist, um eine flächige Über­
schwemmung im Plangebiet voraussichtlich zu vermeiden. Die Räumung des Sielzugs 
wird zukünftig ausschließlich von der Westseite aus erfolgen, was vertraglich mit dem 
Grundstückseigentümer gesichert wird. Die Unterhaltung der Berme darf nur zur Siche­
rung des Retentionsvolumens und nur nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Na­
turschutzbehörde über Art und Zeitpunkt der Unterhaltungsmaßnahmen erfolgen. Damit 
wird die ökologische Funktion der Berme, die auch Grundlage für die Anerkennung als 
Ausgleichsmaßnahme ist.

Auf der Ost- und Südseite des Plangebiets wird ein weitgehend neuer Entwässerungsgra­
ben angelegt (nur ganz im Norden bestand schon ein kleines Teilstück), der im Südwes­
ten des Plangebiets an die Berme entlang des Siekbüller Sielzugs anschließt. Dieser Gra­
ben dient der Entwässerung der Grundstücke östlich der geplanten Erschließungsstraße 
und stellt auch Ersatz für zwei Grabenstücke im Norden des Plangebiets (an der B 202) 
und im südlichen Teil dar, die aufgrund der Erschließung bzw. Nutzbarmachung der Plan- 
gebietsflächen verfüllt werden müssen. Dieser Graben wird mit Erschließung des Plange­
biets erstmalig hergestellt, die weitere Pflege obliegt den zukünftigen Grundstücksei­
gentümern im Rahmen ihrer Niederschlagswasser-Beseitigungspflicht. Der Graben wird 
im B-Plan als Fläche für die Regelung des Wasserabflusses festgesetzt, so dass eine Über­
bauung oder anderweitige Nutzung, die den Entwässerungszweck beeinträchtigen oder 
verhindern würde, ausgeschlossen ist.

3.7 Flächen für Naturschutzmaßnahmen

Im Süden des Plangebiets wird eine Fläche für Naturschutzmaßnahmen (N1) von ca. 850 
qm festgesetzt. Innerhalb dieser Fläche wird in der Nähe des Sielzugs ein Kleingewässer 
geschaffen, das mit dem Flächenfaktor 2:1 als naturnah gestaltetes Ersatzbiotop für eine
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Tränkekuhle angelegt wird, die im Zuge der Bebauung beseitigt werden muss. Falls die 
Fläche für die Anlage des Gewässers (ca. 560 qm) nicht ausreicht, kann die östlich an 
den Geltungsbereich angrenzende Fläche, über die die Stadt ebenfalls verfügt, entspre­
chend mit einbezogen werden. Das Ersatzgewässer wird mit einer Tiefe von max. 1,50 m 
und Rändern mit einem Böschungsverhältnis von mindestens 1:3 hergestellt. Zum Sielzug 
bzw. zum neu hergestellten Graben im Süden hin wird ein Abstand (Oberkante Böschun­
gen) von mindestens 4 m eingehalten, um die Biotope klar voneinander zu trennen. Der 
nicht für das Gewässer beanspruchte Teil der Fläche wird als extensiv gepflegte Wiese 
hergestellt (kein Walzen und/oder Schleppen in der Zeit vom 01.04. - 20.06., kein Ein­
satz von Pflanzenschutzmitteln, keine Düngung der Flächen, Mahd nur zwischen 21.06. 
und 31.10.).

Als weitere Fläche für Naturschutzmaßnahmen (N2) wird die in Kapitel 3.4 beschriebene 
Berme entlang des Sielzugs festgesetzt (Flächengröße ca. 1.500 qm). Diese Berme wird 
nicht für die Räumung des Grabens genutzt bzw. befahren werden müssen, sondern 
bleibt einer natürlichen Sukzession überlassen, so dass die Festsetzung unter Natur­
schutzaspekten und nicht als Fläche für die Wasserwirtschaft gewählt wird.

3.8 Sonstige Festsetzungen und nachrichtliche Übernahmen, Hinweise

Die Baugebietsflächen, die innerhalb der straßenrechtlichen Anbauverbotszone der B 202 
liegen, werden als Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind, festgesetzt. Die Grenze 
der Anbauverbotszone wird nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen.

Es wird auf § 15 Denkmalschutzgesetz verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder fin­
det, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmal­
schutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder 
den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs­
sers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbei­
ten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder ei­
nes der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kul­
turdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne 
erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflich­
tung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

4 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung und der Ausgleich von Eingriffen in Natur 
und Landschaft im Rahmen der planerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berück­
sichtigen.

Durch den B-Plan werden Eingriffe in Natur und Landschaft in Form von gewerblichen 
Bauvorhaben und Verkehrsflächen vorbereitet. Diese Eingriffe sind bei Durchführung der 
Planung zur Entwicklung des Standortes unvermeidlich.
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4.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen

Für die Umsetzung der Planungsziele stehen keine geeigneten Flächen in entsprechender 
Größe im bisherigen Siedlungsbereich Gardings zur Verfügung. Eine Untersuchung ande­
rer Freiflächen hat auf der Ebene des Flächennutzungsplans stattgefunden. Alternative 
Flächenpotentiale, die bei gleicher städtebaulicher Eignung weniger Eingriffe verursa­
chen würden, sind nicht vorhanden. Im Rahmen der 6. FNP-Änderung wurden - auch im 
Hinblick auf die Entwicklung im Plangebiet - gewerbliche Bauflächen im Bereich des Lan­
gerackweges in Flächen für die Landwirtschaft umgewidmet, um die Neuinanspruchnah­
me von Siedlungsflächen zu beschränken.

Die Planung umfasst nur Flächen, für die aus Sicht der Stadt ein absehbarer Bedarf be­
steht.

Zur Vermeidung der Tötung von Vögeln und Amphibien, die das Plangebiet besiedeln, ist 
eine Rodung von Bäumen und Sträuchern nur von Anfang August bis Ende Februar, eine 
Beseitigung von Gewässern nur von Anfang Dezember bis Ende Februar vorzunehmen.
Eine Ansiedlung von Brutvögeln im Frühjahr während der Bauphase ist durch einen konti­
nuierlichen Baubetrieb oder geeignete Vergrämungsmaßnahmen zu verhindern.

4.2 Eingriffsermittlung und -Bewertung

Die Eingriffsermittlung und -Bewertung wird auf Grundlage des § 1a, Abs. 3 Bau GB be­
trachtet. Die ausgleichsbedürftigen Eingriffe, die durch den B-Plan vorbereitet werden, 
werden im Folgenden auf der Grundlage des Gemeinsamen Runderlasses des Innenminis­
teriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten des Landes Schleswig-Hols­
tein (V 531 - 5310.23, IV 268) vom 9, Dezember 2013 ermittelt und bewertet.

Das Plangebiet besteht aus intensiv genutztem Grünland (Mähweide). Intensivgrünland 
zählt laut Anhang zum o.g. Erlass zu den „Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den 
Naturschutz“. Unter „Flächen mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz“ fallen 
u.a. sonstige Feuchtgebiete. Eine vorhandene Beet-Grüppen-Struktur innerhalb einer 
Teilfläche des Plangebietes weist auf feuchtere Teilstandorte und damit auch auf eine 
Wertigkeit als Lebensraum hin. Daher sind die Eingriffsflächen zwischen den beiden Ka­
tegorien einzuordnen, wobei berücksichtigt wird, dass das Plangebiet durch die Lage 
zwischen zwei Verkehrstrassen (Bundesstraße und Eisenbahn) und direkt am Siedlungs­
rand in der Lebensraumqualität vermindert ist.

Mit einer Tränkekuhle befindet sich gemäß § 30 BNatSchG bzw. § 21 LNatSchG SH ein ge­
setzlich geschütztes Biotop (Kleingewässer) im Plangebiet. Eine Beseitigung ist nur mit 
Ausnahmegenehmigung unter vorheriger Schaffung eines ortsnahen Ersatzbiotops mög­
lich.

Gemäß § 44 BNatSchG unterliegen besonders geschützte Arten sowie ihre Fortpflanzungs­
und Ruhestätten einem besonderen Schutz. Zu den besonders geschützten Arten gehören 
Arten der Anhänge A und B der europäischen Artenschutzverordnung (Nr. 338/97), Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Nr. 92/43/EWG) sowie alle in Europa heimischen Vo­
gelarten. In § 44 Abs. 5 BNatSchG ist geregelt, dass im Rahmen der Bauleitplanung keine 
artenschutzrechtlichen Verstöße vorliegen, wenn für betroffene Arten in räumlicher 
Nähe Kompensationsmaßnahmen durchgeführt werden, durch die die jeweilige Populati­
onsgröße erhalten werden kann.
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Für das Plangebiet wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt, deren Be­
richt der Begründung als Anhang beigefügt ist.

Im Ergebnis werden durch die Planung keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
verursacht, wenn bestimmte Bauzeitenvorgaben und Vergrämungsmaßnahmen beachtet 
werden (die in der Bauleitplanung nicht geregelt werden können und daher auf die nach­
folgende bauaufsichtliche Ebene verlagert werden, wo sie z.B. als Genehmigungsaufla­
gen gesichert werden können, s.a. 4.1) und ein angemessener und rechtzeitiger Aus­
gleich für die Lebensraumverluste (Offenland für Brut- und Rastvögel und eine Tränke­
kuhle für Amphibien) geschaffen wird.

Folgende naturschutzrechtlichen Eingriffe werden durch Umsetzung der Planung verur­
sacht:

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

Art des Eingriffs Flächengröße Betroffene
SchutzgUter

Flächenbewertung Eingriffsin­
tensität

Eingriffsfläche

Lebensraumver­
lust durch Bau­
gebiete und 
Straßen

20.470 qm Arten und Le­
bensgemein­
schaften, Land­
schaftsbild

Eingeschränkte be­
sondere Bedeu­
tung/Allgemeine 
Bedeutung

1 20.470 qm

Art des Eingriffs Flächengröße Betroffene
SchutzgUter

Flächenbewertung Eingriffsin­
tensität

Eingriffsfläche

Bodenversiege­
lung (Baugebie­
te)

17.610 qm Boden, Wasser Eingeschränkte be­
sondere Bedeu­
tung/Allgemeine 
Bedeutung

GRZ 0,8 (ein­
schließlich zu­
lässiger Über­
schreitung für 
Nebenanla­
gen)

14.090 qm

Bodenversiege­
lung (Straßen­
verkehrsfläche)

2.860 qm Boden, Wasser Eingeschränkte be­
sondere Bedeu­
tung/Allgemeine 
Bedeutung

1 2.860 qm

Summe: 20.470 qm 16.950 qm

4.3 Ausgleichsmaßnahmen

Für die Eingriffe in das Landschaftsbild sowie den Lebensraumverlust sind Flächen aus 
der landwirtschaftlichen Nutzung herauszunehmen bzw. zu Feuchtgrünland zu extensi- 
vieren, um die ökologischen Funktionen, die durch die Eingriffe verloren gehen, wieder­
herzustellen. Für den Ausgleich ist eine entsprechende Fläche zur Verfügung zu stellen. 
Als Flächenfaktor wird angesichts der oben beschriebenen Bedeutung 1 zu 1 gewählt. 
Daraus ergibt sich eine Fläche für Ausgleichsmaßnahmen von ca. 20.470 qm. Darin ent­
halten ist die ortsnahe Herstellung eines neuen Kleingewässers als Ersatz für die Tränke­
kuhle und für Grabenabschnitte (im Bereich der Straßenüberfahrt), die beseitigt werden.
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Das neue Gewässer im Süden des Plangebiets wird in doppelter Flächengröße (ca. 560 
qm) wie das wegfallenden Gewässer angelegt und muss naturnah mit flachen Uferbö­
schungen gestaltet werden. Die unter 3.4 beschriebene Berme wird, da sie nicht weiter 
genutzt wird, ebenfalls als Ausgleichsmaßnahme eingestuft. Der restliche Ausgleich für 
den Lebensraumverlust (ca. 17.940 qm) ist auf externen Flächen durch Extensivierung 
von Grünlandflächen, ggf. in Verbindung mit biotopgestaltenden Maßnahmen zu erbrin­
gen. Bei der ursprünglichen Aufstellung des B-Plans 28 wurden bereits externe Aus­
gleichsmaßnahmen auf einer Fläche von 6.075 qm in der Gemeinde Seeth (Gemarkung 
Seeth, Flur 3, Flurstück 22) vertraglich gesichert und dem B-Plan zugeordnet. Diese Aus­
gleichsmaßnahme bleibt dem B-Plan zugeordnet, so dass aufgrund der 1. Änderung und 
Erweiterung in der Summe 11.865 qm externer Ausgleich erforderlich wird. Dieser 
wurde aus einer bestehenden Ökokonto-Maßnahme im nordöstlichen Gemeindegebiet der 
Gemeinde Tating („Medehop“) erbracht. Die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen 
einschließlich der Bewirtschaftungsvorgaben bzw. die Zuordnung geeigneter Öko-Kon- 
to-Flächen ist vertraglich gesichert worden.

Für die Eingriffe in Boden- und Wasserhaushalt durch Versiegelung auf einer Fläche von 
16.950 qm muss der übliche Ausgleichsfaktor von 0,5 gemäß Erlass erhöht werden, da die 
Ausgleichsflächen lediglich extensiviert werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass 
mit dem Ausgleich des Lebensraumverlust in o.g. Größenordnung auch die Eingriffe 
durch Versiegelung ausgeglichen sein werden (die Ausgleichsfläche von 20.470 qm ent­
spricht einem Ausgleichsfaktor von 1,2 für die versiegelte Fläche).

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

5 Umweltbericht

5.1 Einleitung

5.1.1 Darstellung der Planungsinhalte und -ziele

5.1.1.1 Beschreibung des Standorts

Das Plangebiet (Größe ca. 2,2 ha) liegt südlich der Tatinger Straße (B 202) am westlichen 
Ortsrand der Stadt Garding im Naturraum Eiderstedter Marsch. Es wird derzeit als Grün­
land (Mähweide) genutzt. Im nördlichen Teil befindet sich eine Tränkekuhle. Am östli­
chen Rand und im südlichen Bereich befinden sich Entwässerungsgräben, westlich grenzt 
ein Sielzug an,

5.1.1.2 Ziele und Festlegungen der Planung

Der Bebauungsplan (B-Plan) Nr. 28 der Stadt Garding soll geändert werden, weil die bis­
her vorgesehene Nutzung (Sondergebiet Einzelhandel) nicht mehr weiterverfolgt wird 
und in allgemeine gewerbliche Nutzung geändert wird. Gleichzeitig wird das Plangebiet 
erweitert, um ein mittelfristiges Angebot für Ansiedlungen und Erweiterungen ortsange- 
messener Betriebe zu schaffen.

5.1.1.3 Art, Umfang und Flächenbedarf des Vorhabens

Im Bebauungsplan (B-Plan) werden in erster Linie Gewerbegebiete und Straßenflächen 
zur Erschließung festgesetzt. Die Gewerbegebiete umfassen ca. 17,600 qm, die Straßen-
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Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding 

flächen ca. 2,900 qm.

Zwei Flächen für Naturschutzmaßnahmen (zur Anlage einer Berme entlang des bestehen­
den Sielzugs sowie eines Kleingewässers) im Westen und Süden des Plangebiets umfassen 
ca. 2.000 qm.

5.1.2 Darstellung und Berücksichtigung betroffener Umweltschutzziele

5.1.2.1 Relevante Umweltschutzziele
Für die Bauleitplanung relevante Umweltschutzziele befinden sich in allgemeingültiger 
Form in den verschiedenen Fachgesetzen und speziell gebietsbezogen z.B. in Schutzge­
bietsausweisungen oder Darstellungen in Fachplänen.

Allgemeine gesetzliche Ziele, die für die Planung relevant sind, sind insbesondere

• Gebot der flächenschonenden Planung (u.a. mit dem Grundsatz Innenentwicklung 
vor Außenentwicklung)

• der allgemeine Schutz und die Erhaltung der Entwicklungsfähigkeit von Natur, 
Landschaft, Boden- und Wasserhaushalt einschließlich dem Ausgleich von Eingrif­
fen

• die Klimaschonung

• Arten- und Lebensraumschutz, auch hinsichtlich der Entwicklungsfähigkeit (z.B. 
durch Biotopverbundsysteme)

• der Schutz der Umwelt vor Schadstoffeinträgen

• der Immissionsschutz

• der Hochwasserschutz

Schutzgebietsausweisungen sind im Plangebiet und der unmittelbaren Umgebung nicht 
vorhanden.

5.1.2.2 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltschutzziele

Die Umweltschutzziele, die durch die Planung berührt werden können, werden als öf­
fentliche Belange in die planerische Abwägung eingestellt. Die Eingriffe in Natur und 
Landschaft werden gemäß den gesetzlichen Vorgaben ausgeglichen.

5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

5.2.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands und Bewertung der 
Planauswirkungen

5.2.1.1 Arten und Biotope 

Bestandsaufnahme
Das Plangebiet besteht aus Dauergrünland. In der Fläche liegt ein Tümpel (Tränkekuhle), 
der ein gesetzlich geschütztes Biotop ist. Nördlich grenzen die Trasse der B 202 (Tatinger 
Straße) sowie Siedlungsflächen an, nordöstlich des Plangebiets befinden sich ebenfalls 
Siedlungsflächen. Südöstlich und westlich befinden sich Grünlandflächen. Südlich grenzt
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die Bahnlinie Tönning - St.Peter-Ording an, jenseits derer weitere Grünlandflächen lie­
gen. Die durch den B-Plan vorbereitete bauliche Nutzung ist bisher nicht umgesetzt wor­
den.

Den westlichen Rand des Plangebiets bildet ein Sielzug mit vereinzeltem begleitenden 
Gehölzaufwuchs. Am nördlichen Rand zur Bundesstraße hin und am östlichen Rand zu 
den angrenzenden Grundstücken hin befinden sich Parzellengräben, teilweise mit Schilf­
bewuchs. Ein solcher Graben befindet sich auch im südlichen Bereich, wird hier jedoch 
durch die Planung teilweise überlagert.

Für die Ermittlung (potentiell) vorkommender Arten und der Auswirkungen der Planung 
auf sie, insbesondere unter Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften, wurde 
ein Fachgutachten angefertigt BioConsult SH, Husum, August 2017).

Von den relevanten Arten können folgende aufgrund der Habitatstrukturen im Plangebiet 
verkommen:

• Fledermäuse (Breitflügel-, Zwerg-, Rauhhautfledermaus und Großer Abendsegler)

• Amphibien (Moorfrosch)

• Vögel (Greifvögel, Möwen, Graureiher, Feldlerche, Kiebitz sowie Offenland-, Röh­
richt-, Hochstauden- und Binnengewässerbrüter sowie Rastvögel als Nahrungsgäs­
te)

Die Empfindlichkeit von Arten und Biotopen bezieht sich insbesondere auf Nutzungsände­
rungen und bauliche Entwicklung, die zur Veränderung oder Beseitigung von Biotopen 
und damit zu einer anderen oder geringeren Artenzusammensetzung führen können.

Planauswirkungen
Bei Bebauung des Plangebiets wird die bestehende Vegetation weitgehend beseitigt. Vor­
handene Arten werden verdrängt.

Das Lebensraumpotential der Grünlandflächen und der Tränkekuhlen wird durch die Um­
setzung der Planung wegfallen. Dieses muss durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen er­
setzt werden. Der Flächenbedarf wurde im Kapitel 4.2 Eingriffsermittlung und -bewer- 
tung dargestellt. Geeignet wären in diesem Sinne insbesondere Maßnahmen zur Förde­
rung von Feuchtgrünland im Marschgebiet.

Gemäß § 44 BNatSchG unterliegen besonders geschützte Arten sowie ihre Fortpflanzungs­
und Ruhestätten einem besonderen Schutz, Ein Bauleitplan, der Vorhaben zulässt, die 
diese Schutzvorschriften verletzen würden, ohne dass die Voraussetzungen für eine Be­
freiung von diesen Vorschriften gegeben sind, ist nicht vollzugsfähig.

Zu den besonders geschützten Arten gehören Arten der Anhänge A und B der europäi­
schen Artenschutzverordnung (Nr. 338/97), Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Nr. 
92/43/EWG) sowie alle in Europa heimischen Vogelarten.

In § 44 Abs. 5 BNatSchG ist geregelt, dass im Rahmen der Bauleitplanung keine arten­
schutzrechtlichen Verstöße vorliegen, wenn für betroffene Arten in räumlicher Nähe 
Kompensationsmaßnahmen durchgeführt werden, durch die die jeweilige Populationsgrö­
ße erhalten werden kann.
Für das Plangebiet wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt, deren Be­
richt der Begründung als Anhang beigefügt ist.

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding
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Im Ergebnis werden durch die Planung keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
verursacht, wenn bestimmte Bauzeitenvorgaben und Vergrämungsmaßnahmen beachtet 
werden (die in der Bauleitplanung nicht geregelt werden können und daher auf die nach­
folgende bauaufsichtliche Ebene verlagert werden, wo sie z.B. als Genehmigungsaufla­
gen gesichert werden können) und ein angemessener und rechtzeitiger Ausgleich für die 
Lebensraumverluste (Offenland für Brut- und Rastvögel und eine Tränkekuhle für Amphi­
bien) geschaffen wird.

Die Tränkekuhle ist als Kleingewässer geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG bzw. § 21 
LNatSchG SH. Eine Beseitigung im Zuge der Umsetzung der Planung bedarf einer natur­
schutzrechtlichen Genehmigung. Voraussetzung dafür ist u.a. ebenfalls die ortsnahe 
Schaffung von Ersatzbiotopen.

5.2.1.2 Boden
Bestandsaufnahme
Das Plangebiet liegt im Bereich der Altmarsch. Marschböden weisen eine höhere Emp­
findlichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen und Verdichtung auf als z.B. sandige Geest­
böden.

Bedeutung für den Naturhaushalt haben Böden vor allem als Lebensraum, als Standort­
medium für Biotope sowie als Speicher (z.B. für Wasser und Nährstoffe) und Filter (z.B. 
für Schadstoffe).

Planauswirkungen
Durch die Planung werden Bodenversiegelungen in Form von Bebauung und Befestigung 
zugelassen. Auf den betroffenen Flächen kann in die oberen Bodenschichten eingegriffen 
werden, die natürlichen Bodenveränderungsprozesse, v.a. durch Klima und Vegetation, 
werden zukünftig verhindert.

Da durch die geplanten Gewerbegebiete eine große Bandbreite möglicher Betriebe zuge­
lassen wird, kann eine möglicher Umgang mit Schadstoffen auf der Ebene des B-Plans 
nicht abschließend betrachtet werden. Daher muss eine entsprechende Beurteilung von 
Auswirkungen und ggf. notwendigen Maßnahmen zum Bodenschutz auf Ebene der einzel­
nen Objektzulassung erfolgen.

5.2.1.3 Wasser
Bestandsaufnahme
Im Marschgebiet ist ein geringer Grundwasserflurabstand von 1 m oder weniger zu erwar­
ten. Die nächstgelegene Messstelle in der Ortslage Gardings liegt in einem etwas ande­
ren Bodenbereich.

Oberflächengewässer sind in Form der Tränkekuhle und Parzellengräben in und an den 
Plangebieten vorhanden.

Der Wasserhaushalt ist insbesondere gegenüber Versiegelungen empfindlich, die für

schnelleren Wasserabfluss und damit für eine zusätzliche hydraulische Belastung der Ent­
wässerungsgräben sorgen, sowie gegenüber Schadstoffeinträgen, die die Gewässergüte 
schädigen.

Planauswirkungen
Durch die vorbereitete Bebauung bzw. Versiegelung wird auf den betroffenen Flächen 
ein Versickern von Niederschlagswasser und damit eine Grundwasserneubildung verhin­

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding
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dert. Gleichzeitig wird die Abflussmenge umliegender Gewässer entsprechend erhöht. 
Durch Aufweitung bzw. Neuanlage von Gräben wird zusätzliches Speichervolumen ge­
schaffen, das die zusätzliche Abflussmenge auffängt.

Die Tränkekuhle wird bei Umsetzung der Planung beseitigt, einige Grabenabschnitte im 
Bereich der Verkehrsflächen werden beseitigt oder verrohrt. Diese Gewässer müssen er­
setzt werden, so dass sie in mindestens gleicher Größe ortsnah erhalten bleiben.

Wie beim Schutzgut Boden gilt auch bezüglich des Wasserhaushalts, dass Auswirkungen 
und Schutzmaßnahmen in Bezug auf Schadstoffe auf Ebene der einzelnen Objektzulas­
sung zu behandeln sind.

5.2.1.4 Klima/Luft

Bestandsaufnahme
Kleinklimatisch können unbebaute Gebiete im Siedlungsgebiet als Kaltluftentstehungsge­
biet dienen. Aufgrund der topographischen Lage hat das Plangebiet jedoch keine Bedeu­
tung für die Ortslage, da Kaltluft nicht in Siedlungsgebiete mit Wohnnutzung ziehen 
kann. Außerdem ist Garding aufgrund des Bebauungsgrads kleinklimatisch auch nicht be­
sonders belastet.

Planauswirkungen
Wesentliche Auswirkungen können einerseits durch den Wegfall klimatischer Ausgleichs­
funktion von beseitigter Vegetation, andererseits durch erhöhte Wärmeabstrahlung be­
festigter Flächen entstehen. Aufgrund der geringen Bedeutung für das lokale Kleinklima 
sind diese Auswirkungen jedoch gering.

Bezüglich möglicher luftverunreinigender Stoffe gilt ebenfalls, dass eine Betrachtung auf 
der Ebene der Objektzulassung erfolgen muss, da die Festsetzung als Gewerbegebiet an 
sich nicht zwangsläufig Betriebsansiedlungen nach sich zieht, die entsprechende Stoffe 
verwenden.

5.2.1.5 Landschaftsbild 

Bestandsaufnahme
Das Plangebiet liegt am Ortsrand und prägt damit grundsätzlich den Übergang zwischen 
Siedlungsgebiet und freier Landschaft. Jedoch ist die Fläche eindeutig von der Siedlungs­
nähe geprägt, da sich nördlich und östlich direkt und westlich in einigen hundert Metern 
Entfernung (Sandwehle) Siedlungsgebiete anschließen. Südlich liegt die Bahntrasse.

Der bisherige Ortsrand ist nicht als solcher gestaltet.

Planauswirkungen
Durch die vorgesehenen Planungen wird die Aufteilung von Siedlungs- und Freiflächen 
zugunsten der Siedlung verändert. Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan schon als 
Siedlungsfläche dargestellt. Die Inanspruchnahme ist also schon einmal planerisch abge­
wogen worden.

Aufgrund der geringen Bedeutung für das Landschaftsbild sind die Auswirkungen insge­
samt gering.

5.2.1.6 Mensch/Erholungsnutzung 

Bestandsaufnahme
Die Flächen werden bereits durch umgebende Siedlungsnutzungen und Verkehrswege ge­

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding
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prägt. In der Umgebung befinden sich jedoch auch Wohngebäude. Vorbelastungen durch 
Lärmimmissionen bestehen durch umliegende Gewerbenutzung sowie Straßen- und 
Schienenverkehr.

Eine wesentliche Erholungsnutzung besitzt das Plangebiet aufgrund der Lage und der 
fehlenden Zugänglichkeit nicht.

Planauswirkungen
Zum Schutz bestehender Wohnbebauung in der Umgebung werden bis auf das Teilgebiet 
G3 Emissionskontingente für den Nachtzeitraum von 22 bis 6 Uhr festgesetzt, die die Ein­
haltung der einschlägigen Grenzwerte sichern.

Für die zulässige betriebsbezogene Wohnnutzung innerhalb des Plangebiets sind passive 
Schallschutzmaßnahmen in Form von Verwendung schallgedämmter Bauteile und Lüftun­
gen.

5.2.1.7 Kultur- und Sachgüter 

Bestandsaufnahme

Wesentliche Kultur- und Sachgüter sind in den Plangebiet nicht vorhanden.

5.2.1.8 Wechselwirkungen
Zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen im Ökosystem natürlich vielfältige Wech­
selwirkungen. Relevant in Bezug auf die geplante Bebauung und Versiegelung im Plange­
biet ist z.B. der Wegfall versiegelter Bodenflächen als Speichermedium für den Wasser­
haushalt und als Standort für Vegetation, die wiederum als Lebensraum dient.

Wesentliche Auswirkungen auf Schutzgüter, die mittelbar über Eingriffe in andere 
Schutzgüter entstehen, sind jedoch bei der Beschreibung der Planauswirkungen in den 
vorangegangenen Abschnitten bereits berücksichtigt.

5.2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei
Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Freiflächen in den Plangebieten voraus­
sichtlich zunächst weiterhin als Grünland genutzt werden. Die Eingriffe, vor allem die 
Beseitigung der Vegetation und die Bebauung/Versiegelung von Flächen würden nicht 
stattfinden.

Da allerdings konkrete Nutzungsabsichten hinter der Planung stehen, müssten diese un­
ter Umständen an anderer Stelle weiterverfolgt werden, so dass der Nutzungsdruck auf 
andere, eventuell weniger gut geeignete Freiflächen erhöht wird.

5.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Umweltauswirkungen

Als Ausgleich für die Beseitigung der Tränkekuhle wird ortsnah im Süden des Plangebiets 
ein neues Kleingewässer angelegt.
Der Sielzug im Westen des Plangebiets wird mit einer Berme versehen, auf der natürli­
che Sukzession zugelassen wird, solange das wasserwirtschaftlich erforderliche Rück­
stauvolumen nicht eingeschränkt wird. Die restlichen Eingriffe werden außerhalb der 
Plangebiete durch ökologische Aufwertung bestehender Grünlandflächen (Extensivie- 
rung, ggf. biotopgestaltende Maßnahmen) ausgeglichen (s.a Kapitel 4.2).

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

21



5.2.4 Mögliche anderweitige Planungsmöglichkeiten
Eine Standortalternativenprüfung hat grundsätzlich bereits im Rahmen der 3. FNP-Ände- 
rung der Stadt Garding stattgefunden. Eine Betrachtung möglicher Innenentwicklungspo­
tentiale hat keine Alternativen ergeben, die im Rahmen des Planungshorizonts geeignet 
wären, die Planungsziele zu erfüllen.

5.3 Zusätzliche Angaben

5.3.1 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umweltprüfung; Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der 
Angaben

Für die Erstellung des Umweltberichts wurde im Wesentlichen auf vorhandene und öf­
fentlich zugängliche Quellen und Planwerke zurückgegriffen, soweit diese in der für die 
Planung ausreichenden Detailschärfe vorliegen.

Für die Beurteilung notwendiger Schallschutzmaßnahmen wurde ein schalltechnisches 
Gutachten angefertigt, in dem die derzeitige und voraussichtliche künftige Schallsituati­
on sowie notwendige Maßnahmen zur Einhaltung einschlägiger Grenz- und Orientierungs­
werte berechnet wurden.

5.3.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Umweltauswirkungen

Die voraussichtlichen wesentlichen Umweltauswirkungen sind baubedingt. Wenn die bau­
liche Entwicklung abgeschlossen ist, können zusätzliche (betriebsbedingte) erhebliche 
Umweltauswirkungen nur durch Lärmemissionen entstehen. Der Nachweis, dass dies auf­
grund des Betriebsablaufs nicht passiert, ist grundsätzlich im Rahmen der Betriebsge­
nehmigung zu führen. Daher können die Auswirkungen im Rahmen der üblichen bauauf- 
sichtlichen Tätigkeit überwacht werden. Gesonderte Überwachungsmaßnahmen sind 
nicht erforderlich.

5.3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Der Bebauungsplan Nr. 28 der Stadt Garding soll geändert werden. Die bisher dort vorge­
sehene Einzelhandelsnutzung wurde an die Weiter Straße verlagert. Im Plangebiet, das 
ca. 2,2 ha groß ist und südlich der B 202 am westlichen Ortsausgang liegt, sollen Gewer­
begebiete für die langfristige Stabilisierung der Wirtschaftsstruktur Gardings ausgewie­
sen werden. Vergleichbare Flächen, insbesondere im bereits bebauten Siedlungsbereich, 
sind nicht in ausreichernder Größe vorhanden.

Das Gebiet besteht aus Grünland und ist bisher als Weide genutzt worden. Im Gebiet be­
findet sich eine Tränkekuhle, an den Rändern sind Parzellengräben vorhanden, westlich 
grenzt mit dem Siekbüller Sielzug ein Verbandsgewässer des Sielverbands an.

Die Planung sieht insgesamt ca. 1,75 ha Gewerbegebiete und ca. 0,3 ha Straßenflächen 
vor. Durch die Umsetzung der Planung kommt es zu großflächigen Bodenveränderungen 
und Versiegelungen, die vorhandene Vegetation sowie die bisher im Plangebiet lebenden 
Arten werden verdrängt.

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

22



Für die Gewässer, die mit Umsetzung der Planung beseitigt werden, wird im Süden des 
Plangebiets Ersatz geschaffen. Die übrigen Eingriffe sind durch Ausgleichsmaßnahmen an 
anderer Stelle auszugleichen.

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

6 Rechtsgrundlagen

Dem Bebauungsplan (B-Plan) liegen folgende Rechtsnormen zugrunde:

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 
(BGBl. I S. 2939) geändert worden ist.

2. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548).

3. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin­
halts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 
(BGBL.1991 I S.58), Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509).

4. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt 
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Anhang

Begründung zur 1. Änderung B-Plan Nr. 28 - Stadt Garding

Maßgeblich Außenlärmpegel für die im Baugenehmigungsverfahren notwendigen bautech­
nischen Nachweise (Schallschutz gegen Außenlärm)

Maßstab 1: 2.000


